
rechts müßte folgende rechtsstaatliche Garantien für 
die nationale Aussprache und Verständigung zwischen 
Vertretern der deutschen Staaten, ihren Bürgern und 
Organisationen gewährleisten:

— Die politischen Strafbestimmungen des kalten Krie­
ges sind aufzuheben. Das betrifft insbesondere die 
als „Vorfeld des Hochverrats“ bezeichneten Straf­
bestimmungen über angebliche „Staatsgefährdung“.

— Durch verbindliche Rechtsakte ist zu sichern, daß 
— implizite oder explizite — die Strafbarkeit für alle 
Handlungen ausgeschlossen wird, die auf die fried­
liche Annäherung, Verständigung und Zusammen­
arbeit der deutschen Staaten, ihrer Bürger und Or­
ganisationen gerichtet sind.

— Jene Grundsatzurteile des Bundesgerichthofes, mit 
denen die oben genannten nationalen Bestrebun­
gen für verfassungsfeindlich und strafbar erachtet 
werden, sind für nichtig zu erklären oder aufzu­
heben.

— Die in die westdeutsche Justizpraxis eingeführte 
völkerrechtswidrige expansionistische Auslegung des 
Geltungsbereiches der Strafgesetze der Bundesrepu­

blik ist aufzuheben und die darauf beruhende 
Strafverfolgung von Bürgern der Deutschen Demo­
kratischen Republik und anderer Staaten ist einzu­
stellen. Entsprechende völkerrechtswidrige Insti­
tutionen, wie die sogenannte „Zentralstelle“ in Salz­
gitter, sind aufzulösen.

Das alles würde es erleichtern, neue Wege in der 
Deutschlandpolitik zu gehen und die weitere Vertiefung 
des Grabens zwischen den deutschen Staaten zu ver­
hindern. Es hat keinen Zweck, von Menschlichkeit zu 
reden, solange Gesetze und Bedingungen bestehen und 
sogar neu geschaffen werden, die selbst das mensch­
liche Gespräch unmöglich machen sollen. Die Auf­
hebung dieser Gesetze, die alle Realitäten mißachten, 
ist ein einfaches Gebot politischer Vernunft. Sie würde 
dazu beitragen, die von der Bonner Bundesregierung 
auf dem Wege der Annäherung und Verständigung er­
richteten Barrieren zu beseitigen und gute Voraus­
setzungen für den offenen Meinungsaustausch zwischen 
den Bürgern beider deutscher Staaten, für gleichberech­
tigte Verhandlungen zwischen ihren Regierungen und 
für Schritte zu einer deutschen Konföderation zu 
schaffen.

HANS REINWARTH, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Zur Heranziehung von Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen
Der folgende Beitrag dient der Vorbereitung des
10. Plenums des Obersten Gerichts, das u. a. die Her­
anziehung Stätigkeit der Bezirksgerichte nach § 28 
GVG einschätzen wird. D. Red.

Der den objektiven Gesetzmäßigkeiten unserer demo­
kratischen und wirtschaftlichen Entwicklung entspre­
chende ständige Ausbau der staatlichen Leitungstätig­
keit durch weitere Vervollkommnung der Arbeit der 
Staatsorgane bei immer breiterer Einbeziehung der 
Werktätigen in die Leitung des Staates hat für die 
Rechtspflege mit dem Erlaß des Staatsrates vom
4. April 1963 einen vorläufigen Höhepunkt gefunden. 
Mit diesem Erlaß erhielt die Rechtspflege neue grund­
legende Orientierungen und wurde mit der perspekti­
vischen Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft in 
Übereinstimmung gebracht. Der demokratische Zentra­
lismus als staatliches Führungs- und Entwicklungsprin­
zip wurde für die spezifische Tätigkeit der Rechts­
pflegeorgane stärker ausgebaut und auf neue Weise 
rechtlich ausgestaltet.
Die mit dem Rechtspflegeerlaß vorgezeichnete weitere 
Vergesellschaftung der Rechtspflege und die damit 
verbundene Vervollkommnung der gerichtlichen Tä­
tigkeit hat auch für die Rechtsprechung auf zivil-, fa- 
milien- und arbeitsrechtlichem Gebiet große Auswir­
kungen. Das findet seinen Ausdruck im weiteren Aus­
bau der Leitungsfunktionen der Justizorgane, der Er­
weiterung der Rechte der Konfliktkommissionen, der 
Einrichtung von Schiedskommissionen u. a. m.
Die Stellung des § 28 GVG im System 
der Leitung der Rechtsprechung
Das Gerichtsverfassungsgesetz vom 17. April 1963 hat 
die Zuständigkeit der Gerichte in Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechtssachen dergestalt neu geregelt, daß 
grundsätzlich die Kreisgerichte für die Entscheidung 
aller Konfliktfälle auf diesen Rechtsgebieten in erster 
Instanz zuständig sind (§ 38 Abs. 1 GVG). Eine Aus­
nahme wurde mit § 28 GVG geschaffen, der den 
Staatsanwalt des Bezirks und den Direktor des Bezirks­
gerichts ermächtigt, für Zivil-, Familien- und Arbeits­
rechtsstreitigkeiten die Zuständigkeit des Bezirks­
gerichts als Gericht erster Instanz zu begründen, wenn 
es die Bedeutung, die Folgen oder die Zusammenhänge

der Sache erfordern. Damit hat der Gesetzgeber im 
Unterschied zu früheren Regelungen darauf verzichtet, 
die Zuständigkeit kasuistisch zu bestimmen; er hat le­
diglich eine Orientierungsnorm geschaffen, die in den 
gesamten Leitungsmechanismus der Rechtsprechung 
einzuordnen ist.
Aus dieser, dem heutigen Stand der gesellschaftlichen 
Entwicklung entsprechenden Zuständigkeitsregelung 
ergibt sich als erste prinzipielle Schlußfolgerung, daß 
die Bestimmung des § 28 GVG eine Ausnahmerege­
lung darstellt, an deren Anwendung hohe Anforderun­
gen zu stellen sind. Ein wichtiger Gesichtspunkt für 
die Entscheidung darüber, ob eine Zivil-, Familien­
oder Arbeitsrechtssache durch Heranziehung vor das 
Bezirksgericht gebracht werden soll, ist deshalb die 
durch den Rechtspflegeerlaß und das GVG mit den 
staatlichen und gesellschaftlichen Entwicklungsbedin­
gungen in Gleichklang gebrachte höhere Verantwor­
tung der Kreisgerichte, grundsätzlich über alle Kon­
flikte auf diesen Rechtsgebieten unmittelbar an der 
Basis mit höchster gesellschaftlicher Wirksamkeit zu 
entscheiden. Der hierin zum Ausdruck kommenden 
Weiterführung des demokratischen Zentralismus 
würde zuwidergehandelt, wenn die in § 42 des GVG 
vom 2. Oktober 1952 enthaltenen Kriterien Maßstab für 
die Heranziehung sein würden. Ebensowenig wäre der 
Sache gedient, wenn allein die Besorgnis, bei einem 
Kreisgericht könne ein Rechtsstreit nicht richtig ent­
schieden werden, als Heranziehungsgrund angesehen 
würde. In solchen Fällen müssen andere Leitungsmit­
tel eingesetzt werden.
Die inhaltliche Ausgestaltung des § 28 GVG als eine 
Leitungsnorm entspricht dem Anliegen des Rechts­
pflegeerlasses, den Gleichklang zwischen den konkreten 
Bedingungen der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung 
und der des sozialistischen Rechts und der Rechts­
pflege herzustellen und alle Möglichkeiten zu nutzen, 
die der erreichte Stand der gesellschaftlichen Entwick­
lung für die Anwendung des Rechts gibt. Damit wird 
der schöpferischen Rolle des sozialistischen Rechts als 
eines wichtigen Instruments des Staates Rechnung ge­
tragen, das mit seinen spezifischen Wirkungsmöglich­
keiten den gesellschaftlichen Fortschritt entsprechend 
den objektiven Gesetzmäßigkeiten zu organisieren, zu
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